
S O Z I A L E S I C H E R H E I T 

Gerhard Lehner*) 

Die Ausgaben für soziale Sicherheit 1994 

ie Ausgaben für soziale Si-
t cherheit stiegen in Öster­
reich in den letzten Jahren 

merklich stärker als das (nominelle) 
Bruttoinlandsprodukt Die Sozial­
quote (Sozialausgaben bezogen auf 
das nominelle BIP) erhöhte sich von 
26,7% (1990) auf 29,8% (1994) Ins­
gesamt wurden für die soziale Si­
cherheit 1994 668,6 Mrd S aufge­
wandt, um 7,4% mehr als 1993. Die 
Zuwachsrate lag damit etwas Uber 
dem langjährigen Durchschnitt 
(1980/1993 +7,0%) Die Zunahme der Sozialquote (1993 
29,4%) war im Vorjahr fast ausschließlich auf den Aufwand 
für Pflegegeld zurückzuführen, der erstmals für ein ganzes 
Jahr wirksam war 

Die Abgrenzung der Ausgaben für die soziale Sicherheit 
ist arbiträr. Nach einer langen Tradition werden neben den 
Sozialausgaben im engeren Sinn (Pensionen, Familieniei-
stungen, Zahlungen im Rahmen der Arbeitslosenversiche­
rung, Sozialhilfe usw) auch die Aufwendungen für Ge­
sundheit (Ausgaben der Krankenversicherungsträger, der 
Unfallversicherung, aber auch der Länder und Gemeinden 
im Spitalsbereich) einbezogen Diese Definition wird hier 
beibehalten, um die Vergleichbarkeit mit früheren Analy­
sen zu wahren 

Die Zunahme der Sozialquote (1993 29,4%) war im Vorjahr 
fast ausschließlich auf den Aufwand für Pflegegeld 

zurückzuführen, der erstmals für ein ganzes Jahr wirksam 
war. 

Die Ausgaben fUr die soziale Sicherheit setzen sich aus 
Transfers, die unmittelbar die (verfügbaren) Einkommen 
der privaten Haushalte erhöhen und Sachleistungen (ins­
besondere im Bereich des Gesundheitswesens) zusam­
men Bei ihrer Quantifizierung ist neben den Abgren­
zungsfragen auch eine Reihe von Doppelzählungen zu be­
rücksichtigen Für mehrere Aufgaben fallen die Erstellung 
der Leistungen oder Zahlung der Transfers (an private 
Haushalte) einerseits und die Finanzierung andererseits 
auseinander Daher besteht ein weitverzweigtes Netz von 

Die Sozialquote erreichte 1994 mit 
29,8% einen neuen Höchststand, 

Österreich liegt damit etwa im 
Durchschnitt der EU-Länder,, Der 

rasche Anstieg in den letzten Jahren 
rückte die Ausgaben für soziale 

Sicherheit in den Vordergrund der 
Diskussion über die 

Budgetkonsolidierung., Daher wurden 
bereits für die Erstellung des 

Bundesvoranschlags 1995 
Maßnahmen ergriffen, um die 

(weitere) Zunahme der Sozialquote zu 
bremsen. 

Transfers zwischen den einzelnen 
Trägern öffentlichen Rechts (aber 
auch einzelnen Kapiteln im Bundes­
haushalt) Als Beispiele können die 
teilweise Finanzierung des Karenz­
geldes durch den Familienlasten-
ausgleichfonds oder die komplizier­
ten Finanzierungsströme im Ge­
sundheitswesen dienen1) Hier wer­
den die Sozialausgaben in der bis­
her üblichen Form abgegrenzt Sie 
tendiert jedoch dazu, nicht nur das 
Niveau zu überschätzen, sondern 

teilweise auch die Entwicklung über die Zeit zu verzerren. 

Sozia lausgaben großteils durch 
Be i t räge f inanzier ! 

Der Großteil der Ausgaben für soziale Sicherheit wird aus 
zweckgebundenen Beiträgen finanziert, Das gilt insbeson-

Der Großteil der Ausgaben für soziale Sicherheit wird aus 
zweckgebundenen Beiträgen finanziert, 

dere für die Pensionsversicherung, die Unfallversicherung, 
die Krankenversicherung, aber auch für die Familienlei­
stungen und die Arbeitslosenversicherung Der Anteil der 

Ausgaben für soziale Sicherheit Übersicht 1 

Sozialver­
sicherungs-

träger1) 

Bund*} 

Mrd 

Sonstige 

S 

Summe 
Soziai-

ausgaben 

Sozialqu 
in % des 

1985 199 6 88.3 76 7 364.6 27 0 
1986 213 0 922 81 8 386,9 27 2 
1987 226,6 98 9 86,8 412,3 27 8 
198B 236,4 100 7 91,8 428 9 27.4 
1989 249 4 102,6 96,3 448,3 26.8 
1990 266 6 111 0 103,8 481,3 26.7 
1991 290 2 121,6 113,4 525.1 27 2 
1992 315 9 137 7 1241 577 7 28 2 
1993 330 7 161 1 131,0 622 8 29 4 
1994 3491 179,8 139,7 668 6 29 8 

'') Ohne Transfers innerhalb der Sozialversicherung — 2) Einschließlich Pflegegeld 

l Die Aufbereitung der statistischen Daten betreute Brigitte Schütz 
Das WIFO erarbeitet zur Zeit in einer umfangreichen Analyse eine Nettodarstellung dieser Sozialausgaben 
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Deckung der Sozialausgaben Abbildung 1 

durch Beiträge 
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zweckgebundenen Finanzierung schwankt langfr ist ig er­
hebl ich. Ende der achtziger Jahre verbesserte sich der 
Deckungsgrad deut l ich, seit 1991 ist er al lerdings wieder 
rückläuf ig 1994 wurden 57,5% der gesamten Sozia lausga­
ben durch Beiträge f inanziert (1993 57,7%; Abb i ldung 1), 
die übr igen Ausgaben wurden aus Gebühren ( insbeson­
dere im Gesundhei tsbere ich) und vor ailem aus Steuern 
gedeckt 

Die Finanzierung der Sozia iausgaben ist für die Verte i ­
lungswi rkungen nicht ohne Bedeutung. Die Bei t ragsf inan­
zierung stärkt die horizontale Vertei lung, weil sie sich w e ­
niger an der E inkommenshöhe als vielmehr an anderen 
Merkmalen (Zielen) or ient iert ; die Steuerf inanzierung be­
tont dagegen die vert ikale Verte i lungswirkung und soil zu 
einer g le ichmäßigeren Einkommensverte i lung bei t ragen 
Die Ver lagerung der Finanzierungsstruktur stärkt daher 
(tendenziell) die vert ikale Vertei lungswirkung. 

Ein internationaler Vergleich der Sozialquote zeigt 
(allerdings sind nur für 1993 Zahlen verfügbar), daß 

Österreich mit 29,4% etwa im Durchschnitt der EU-Länder 
liegt. 

Ein internationaler Vergleich der Sozialquote zeigt (aller­
d ings sind nur für 1993 Zahlen verfügbar) , daß Österre ich 
mit 29,4% etwa im Durchschni t t der EU-Länder liegt Däne­
mark, Deutsch land, Frankreich und die Niederlande geben 
relativ mehr aus als Österre ich, die südl ichen Länder, aber 
auch Großbr i tannien und Belgien hingegen deut l ich w e ­
niger (Abbi ldung 2). Da die Sozia lausgaben in allen Län­
dern sehr stark von den Maßnahmen zur Budgetkonso l i ­
d ierung betrof fen s ind , könnte sich das Bild jedoch rasch 
ändern 

Den Großteil der Ausgaben für die soziale Sicherheit lei­
sten die Sozia lvers icherungsträger — auf sie entfällt mit 
349,1 Mrd S (1994) mehr als die Hälfte der Gesamtaus­
gaben. Der Bundeshausha l t t rägt etwas mehr als ein Vier­
tel der Ausgaben für soziale Sicherheit (179,8 Mrd. S), ins­
besondere Famil ienleistungen und Arbei ts losenvers iche­
rung sowie die Pensionen der Bundesbediensteten und 
das Pflegegeld. Der Bundesbei t rag zur Pensionsvers iche­
rung bleibt hier unberücksicht igt . Die Länder und Gemein­
den tät igen rund ein Fünftel der Ausgaben für soziale S i ­
cherheit Ihr Schwerpunk t liegt im Gesundhei tsbere ich, 
daneben geben sie aber auch im Rahmen der Sozialhi l fe, 
der Behindertenhi l fe usw erhebl iche Beträge aus Die 

Sozialquote im internationalen Abbildung 2 
Vergleich 
1993 
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Ausgaben der Länder und Gemeinden für die soziale Si­
cherhei t wurden bisher jedoch noch nicht genau d o k u ­
mentiert 

B e l a s t u n g s q u o t e in d e r 
P e n s i o n s v e r s i e h e r u n g s t e i g t 

Die Ausgaben für Pensionen s ind die wicht igste Kompo­
nente im Rahmen der Aufwendungen für soziale Sicher­
heit Sie er forderten 1994 insgesamt 312,4 Mrd S ( + 4,8%; 
Übersicht 2). Dazu zählen die Au fwendungen sowoh l für 
die Pensionen im Rahmen der gesetz l ichen Sozialversi­
cherung (ASVG, GSVG, FSVG, BSVG) als auch für die 
Pensionen der Beamten des Bundes und der anderen Ge­
bietskörperschaf ten. 

Einschließl ich der Ausgle ichszulagen gaben die Pensions­
vers icherungsansta l ten 1994 217,2 Mrd S unmit te lbar für 
Pensionen aus ( + 4,1%) Die Zahl der Pensionen nahm 
1994 um knapp 1,5% zu, stärker als im Durchschn i t t der 
letzten Jahre (1985/1994 + 1 , 2 % pro Jahr). Sie bet rug in 
den gesetz l ichen Pens ionsvers icherungen im Jahres­
durchschni t t 1994 1,786.000 Bei einem Anpassungs fak to r 
von 2,5% (d h. die al lgemeine Erhöhung der Pensionen 
betrug 2,5%) stieg der Pensionsaufwand 1994 (ohne Aus ­
gle ichszahlungen) um 3,7%, eine Reihe v o n Maßnahmen 
der letzten Jahre, insbesondere die Net toanpassung, wi rk­
te demnach 1994 dämpfend auf den Pens ionsaufwand 

Obwohl der Anstieg des Pensionsaufwands 1994 gedämpft 
wurde, ist das Problem der Pensionsfinanzierung 

keineswegs gelöst,. Die Zahl der Pensionen steigt rascher 
als jene der Beitragszahler, und dadurch verschlechtert 

sich die Belastungsquote (Relation zwischen der Zahl der 
Pensionen und jener der Beitragszahler) weiter,. 

Dennoch ist das Problem der Pensionsf inanzierung kei­
neswegs gelöst Die Zahl der Pensionen ste igt rascher als 
jene der Beitragszahler, und dadurch verschlechter t sich 
die Belastungsquote (Relation zwischen der Zahl der Pen­
s ionen und jener der Beitragszahler) weiter. 1994 entf ielen 
auf 1.000 Bei t ragszahler 593 Pensionen (Übersicht 3) 
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Ausgaben für Pensionen Übersicht 2 

Pensions­
versicherung') 

Bund2) Übrige Träger 
öffentlichen 

Rechtes 
Mrd S 

Summe 
Pensionen 

1985 131,0 33 2 21 9 1861 
1986 . 139,3 351 23,6 198,0 
1987 148,5 36,9 25 0 210,4 
1988 155,0 36,4 26 1 219,5 
1989 . 163,8 40 7 277 232,3 
1990 1751 43,3 29,4 247,8 
1991 188,8 47,0 31 9 267 7 
1992 200,8 501 339 284,8 
1993 208 7 53 5 35 7 297 9 
1994 217 2 57,8 37,4 312 4 

') Einschließlich Ausgleichszulagen — J) Einschließlich ÖBB 

Nach einer Verbesserung zwischen 1988 und 1992 nimmt 
dieses Verhältnis in den letzten Jahren wieder spürbar zu 
(1992 lag die Belastungsquote bei 582) Nach dem jüng­
sten Gutachten des Beirates für die Renten- und Pen­
sionsanpassung wird sich die Belastungsquote in den 
nächsten Jahren weiter erhöhen; im Jahr 2000 werden auf 
1.000 Beitragszahler 638 Pensionen entfallen 

Das hängt teils damit zusammen, daß die Beschäftigung 
in den nächsten Jahren geringer wachsen wird als in der 
Vergangenheit, teils nimmt die Zahl der Pensionen bei ge­
gebener Rechtslage weiter kräftig zu. Der Beirat rechnet 
für die nächsten Jahre (bis 2000) mit einer Ausweitung der 
Beschäftigung um 0,5% pro Jahr, während die Zahl der 
Pensionen um 1,6% steigen wird Vor allem die Zahl der 
vorzeitigen Alterspensionen erhöht sich spürbar, und die 
Prognose mußte innerhalb kurzer Zeit deutlich revidiert 
werden: 1994 hatte der Beirat für 1999 mit rund 162 500 
vorzeitigen Alterspensionen gerechnet, im jüngsten Gut­
achten (vom Oktober 1995) wird für 1999 bereits eine Zahl 
von 239 000 erwartet 

Die Belastungsquote entwickelt sich in den einzelnen Pen­
sionsversicherungen recht unterschiedlich. Sie liegt im 
ASVG-Bereich bei 557, in der Versicherung der gewerbli­
chen Selbständigen bei 694 und in jener der Bauern bei 
953 Andererseits nimmt sie im ASVG-Bereich längerfristig 
zu, während sie im Bereich der Selbständigen leicht zu­
rückgeht (Übersicht 3), 

Die Pensionen werden aus drei Quellen finanziert: 

— Die Pensionsbeiträge deckten 1994 mehr als 60% der 
Gesamtaufwendungen (ohne Ausgleichszulagen) der 
Pensionsversicherung 

— Der Ausgleichsfonds finanzierte 1994 rund 16% der 
Ausgaben durch Überweisungen 

— Der Bundesbeitrag machte 1994 46,1 Mrd. S aus (1993 
47,4 Mrd S), das sind etwas mehr als 20% der Ausga­
ben Der Rückgang ist allerdings dadurch bedingt, daß 
1993 (im 1 Halbjahr) der Hilflosenzuschuß, der implizit 
über den Bundesbeitrag gedeckt wird, noch enthalten 
war Zur Jahresmitte 1993 wurde der Hilflosenzuschuß 
abgeschafft und in das Pflegegeld eingerechnet 

Der Bund trägt neben dem Bundesbeitrag zur Pensions­
versicherung, gemäß den Bestimmungen des Finanzaus­
gleichsgesetzes, auch den Aufwand für die Ausgleichs­
zulagen Sie erforderten 1994 11,3 Mrd S, um 11,0% mehr 

Pensionsbelas tungsquote Übersicht 3 
Pensionsbezieher je 1.000 Pensionsversicherte 

Unselbständige Selbständige Bauern Insgesamt 

1985 543 728 986 585 
1986 549 727 1 011 591 
1987 555 727 1 035 598 
1988 561 724 996 601 
1989 558 714 1 025 598 
1990 . 549 703 1 047 590 
1991 543 698 1 081 585 
1992 544 692 981 582 
1993 552 688 916 586 
1994 . 557 694 953 593 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 

als 1993, Der Richtsatz für alleinstehende Ausgleichszula­
genempfänger lag 1994 bei 7.500 S ( + 7,1% gegenüber 
1993), für verheiratete bei 10.700 S. 1994 bezogen knapp 
280 000 Personen Ausgleichszuiagen, um rund 2,2% mehr 
als 1993 

Die Ausgaben für die Pensionen der Beamten stiegen mit 
+ 6,7% stärker als jene in der gesetzlichen Pensionsversi­
cherung ( + 4,1%): Sie erforderten 1994 insgesamt 
95,2 Mrd S; davon entfielen 57,8 Mrd S auf Pensionen der 
Bundesbediensteten und 37,4 Mrd. S auf Beamte anderer 
Träger öffentlichen Rechts Im öffentlichen Bereich wur­
den sowohl die Zahl der Pensionen ais auch die Pro-Kopf-
Pensionen stärker ausgeweitet als im Bereich der gesetzli­
chen Pensionsversicherung 

Soz ia lausgaben des B u n d e s wachsen 
kräft ig 

Der Bund gab 1994 für soziale Sicherheit (in der hier ver­
wendeten Abgrenzung) 179,8 Mrd S aus ( + 11,6%) Diese 
überdurchschnittliche Zuwachsrate ist großteils auf den 
Aufwand für das Pflegegeld zurückzuführen Es war mit 
1, Juli 1993 eingeführt worden und war damit 1994 erst­
mals für ein ganzes Jahr wirksam (16,5 Mrd S; 1993 
8,0 Mrd, S) Das Pflegegeld ersetzt den Hilflosenzuschuß, 
der 1992 noch 8 Mrd S erfordert hatte. Im Gegensatz zum 
Pflegegeld wurde der Hilflosenzuschuß durch den Bun­
desbeitrag zur Pensionsversicherung finanziert 

Ein wichtiger Teil der Ausgaben für soziale Sicherheit sind 
die Familienleistungen des Bundes und die Zahlungen im 
Rahmen der Arbeitslosenversicherung Der Großteil der 
Familienleistungen (des Bundes) wird über den Familien-
lastenausgleichsfonds abgewickelt. Zu den Ausgaben des 
Fonds zählen zudem die im Rahmen der Selbstträger­
schaft gezahlten Familien- und Geburtenbeihilfen des 
Bundes und der anderen Gebietskörperschaften sowie 
verschiedene Familienbeihilfen, die die Länder leisten 

1994 gab der Bund für Familienleistungen 57,6 Mrd, S aus 
( + 8,4%; Übersicht 4). Davon waren etwas mehr als 63% 
durch den Dienstgeberbeitrag zum Familienlastenaus-
gleichsfonds gedeckt (1992 rund 68%) Erstmais mußte 
1994 ein Tei! der Ausgaben des Fonds durch Kredite auf­
gebracht werden (4,6 Mrd S), weil die Reserven erschöpft 
waren Außerdem wurden 2 Mrd S durch den Katastro­
phenfonds finanziert 

758 IwiFO Monatsber ichte 12/95 



S O Z I A L E S I C H E R H E I T 

Sozia l ausgaben des B undes Übersicht 4 Ausgaben der Un iallver sich ei'img Übersicht 

Familien­ Arbeits­ Bundes- Pflegegeld Kriegsopfer­ Summe Renten Sonstige Gesamtausgaben Deckung durch 
leistungen losenunter­ Pensionen') versorgung Versicherten­

stützung beiträge 
Mrd S Mrd S ! n % 

1985 35 1 141 332 6.0 88,3 1985 4 1 42 3.3 93,0 
1986 35,8 154 35 1 59 92 2 1986 42 46 89 91 7 
1987 38 7 17,3 36 9 60 98 9 1987 4,3 52 9,5 88 7 
1988 39,0 17,5 3S.4 5,8 100 7 1988 4 1 4.1 8,2 100S 
1989 38 7 17,5 40 7 5,8 102 6 1989 4,3 4,3 8,6 101 9 
1990 41 9 20,0 43,3 59 111,0 1990 4,5 4,6 91 103,0 
1991 43 9 24,6 47,0 61 121,6 1991 5,0 6,0 11,0 89,3 
1992 50,0 31,5 501 61 137 7 1992 5.0 69 119 85,6 
1993 53 2 40,2 53,5 8,0 6.2 161 1 1993 52 57 109 971 
1994 57 6 41,6 57.8 16.5 6,3 179 8 1994 5,3 69 122 91 0 

') Einschließlich ÖBB 

Der Schwerpunkt der Ausgaben des Famiiienlastenaus-
gleichsfonds liegt zwar bei den Familienbeihilfen und den 
Geburtenbeihilfen — sie erfordern mit 39,4 Mrd S mehr 
als zwei Drittel der Gesamtausgaben Daneben finanziert 
er aber erhebliche Sachleistungen (Schulbücher, Schüler­
freifahrten usw.) und insbesondere den Großteil des Ka­
renzurlaubsgeldes (70%) Dieser Beitrag wird an die Ar­
beitslosenversicherung überwiesen (1994 5,5 Mrd S) Er 
wird aufgrund des Konzeptes der Soziaiausgaben doppelt 
erfaßt Durch zeitliche Verschiebungen haben sich die 
Überweisungen für das Karenzgeld aus dem Familien-
lastenausgleichsfonds 1994 im Vergleich zu 1993 mehr als 
verdoppelt, sie waren aber um nur 20% höher als 1992, 

Die Ausgaben im Rahmen der Arbeitslosenversicherung 
setzen sich aus vier Komponenten zusammen: Arbeitslo­
senunterstützung, Aufwendungen für die Notstandshilfe, 
Ausgaben für das Karenzurlaubsgeid und Zahlungen für 
die Krankenversicherung sowie an die Pensionsversiche­
rungsanstalten Insgesamt erforderten sie (in der hier übli­
chen Abgrenzung) 1994 41,6 Mrd S, das entspricht einer 
Zuwachsrate von 3,6%. Die Arbeitslosenversicherungsbei­
träge decken diesen Aufwand fast vollständig und (auch 
aufgrund der Erhöhung der Beiträge) deutlich besser als 
in den Vorjahren 

Für die Arbeitslosenunterstützung mußten 1994 
14,3 Mrd S aufgewandt werden, um 3,8% weniger als 
1993 Dieser Rückgang spiegelt die sinkende Arbeitslo­
senquote wider (1993 6,8%, 1994 6,5%), die Zahl der Ar­
beitslosen ging von 222 300 auf 214 900 zurück Der Auf­
wand für die Notstandshilfe stieg jedoch um 16,5% auf 
7,14 Mrd S Das deutet darauf hin, daß die Dauer der Ar­
beitslosigkeit zunahm 

Für das Karenzurlaubsgeld waren 1994 9,8 Mrd S erfor­
derlich; die Zuwachsrate gegenüber 1993 war mit 3,6% 
deutlich niedriger als in den letzten Jahren. 

Überdies fallen für den Bund Zahlungen für die Kranken­
versicherung der Arbeitslosen, der Notstandshilfebezieher 
und der Karenzurlauberinnen an (1994 insgesamt 
5,7 Mrd S) Dazu kommen die Zahlungen an die Pensions­
versicherungsanstalten (4,6 Mrd S) 

Der Bund leistet neben diesen drei großen Komponenten 
der Ausgaben für soziale Sicherheit eine Reihe weiterer 
Aufwendungen, von denen insbesondere die Kriegsopfer-
Versorgung ins Gewicht fällt Sie erforderte 1994 
6,3 Mrd S, die Aufwendungen stagnieren allerdings lang­

fristig, weil die Zahl der Anspruchsberechtigten jährlich 
um etwa 5% zurückgeht 

Sachleis tungen dominieren in der 
Kranken- und Unfa l lvers icherung 

Die Ausgaben für soziale Sicherheit bestehen zum einen 
in den Transfers (die zum Teil das verfügbare Einkommen 
der privaten Haushalte erhöhen), zum anderen in einer 
Reihe von Sachleistungen Das trifft insbesondere für die 
Aufwendungen der Unfallversicherung und der Kranken­
versicherung zu 

Die Unfallversicherung gab 1994 12,2 Mrd. S aus, um 11,7% 
mehr als 1994 Über die Hälfte dieser Aufwendungen ent­
fällt auf Sachleistungen (rund 6,9 Mrd S), rund 44% auf 
Transfers (Unfallrenten) Im Rahmen der Sachleistungen 
werden für die Unfallheilbehandlung und die Rehabilitation 
erhebliche Beträge aufgewandt. Der Uberwiegende Teil der 
Ausgaben in der Unfallversicherung kann durch Beiträge 
der Unternehmen gedeckt werden Der Deckungsgrad lag 
1994 bei 91%; er war damit allerdings erheblich niedriger 
als im Durchschnitt der letzten Jahre 

Die Krankenversicherung ist nach der Pensionsver­
sicherung der ausgabenintensivste Bereich im Rahmen 
der Sozialversicherung. Insgesamt erforderte sie 1994 
107,0 Mrd S ( + 6,6%) Im Vergleich zu den letzten Jahren 
hat sich damit die Zuwachsrate der Ausgaben deutlich ab­
geschwächt (Durchschnitt 1985/1993 +8,2%), sie ist die 
geringste seit 1989 

Die Versichertenbeiträge decken rund 88% der Ausgaben in 
der Krankenversicherung,, 

Die Versichertenbeiträge decken rund 88% der Ausgaben 
in der Krankenversicherung; dieser Anteil ist langfristig 
recht konstant Im Gegensatz zur Pensionsversicherung 
liegt naturgemäß der Schwerpunkt der Aufwendungen der 
Krankenversicherung bei den Sachausgaben Die unmit­
telbaren Transfers (Krankengeld) spielen mit 5,2 Mrd S 
nur eine geringe Rolle. 

Unter den Sachleistungen dominieren die ärztliche Hilfe 
und die Ausgaben an die Krankenanstalten. Dazu gehören 
die Überweisungen der Krankenversicherungsträger an 
den Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds (KRAZAF) 
Einschließlich dieses Aufwands gaben die Krankenversi-
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Ausgaben der K r a n k e n v e iSicherung Übersicht 6 

Anstaltspflege Überweisung an den 
KRAZAF1) 

Ärztliche Hilfe Heilmittel 

Mrd S 

Zahnbehandlung und 
Zahnersatz 

Sonstige Gesamtausgaben Deckung 
Versicherten 

l n % 

1985 13,5 21 13 9 7,0 45 124 53,3 891 
1986 14,3 2,3 149 75 48 13,0 56 7 88 8 
1987 15 2 2,5 15,6 8,0 50 139 60 2 89 3 
1988 15 7 3,4 16 9 86 56 14.6 64 9 87 3 
1989 16.5 41 179 92 57 15.3 68 7 88 3 
1990 17 2 47 19 1 9.8 59 166 734 88 6 
1991 18 1 6,3 20 6 10,8 63 184 807 87 3 
1992 19,4 10,5 22 2 121 71 22 0 93,3 88 4 
1993 20 9 10,3 24,4 13.3 79 23 7 100 4 88 9 
1994 22,3 102 26,5 144 8,4 25 3 107,0 88 0 

) Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds 

cherungsträger 1994 32,5 Mrd S für die Spitalspflege aus, 
etwa 30% der Gesamtausgaben 

Erhebliche Beträge leisten die Krankenversicherungsträ­
ger auch für ärztliche Hilfe (1994 rund 26,5 Mrd S), Heilbe­
helfe (14,4 Mrd S) sowie Zahnbehandlung und Zahnersät­
ze (zusammen 8,4 Mrd S) 

Im Rahmen der Ausgaben für die soziale Sicherheit spie­
len nicht nur die Sozialversicherungsträger und der Bund 
eine wichtige Rolle, sondern auch die Länderund Gemein­
den Sie haben als Spitalserhalter ebenfalls beträchtliche 
Beträge für die Krankenanstalten bereitzustellen. 1993 ga­
ben sie für die eigenen Krankenanstalten und die Mitfinan­
zierung von Spitäiern anderer Rechtsträger rund 61 Mrd, S 
aus; für 1994 liegen noch keine genauen Zahlen vor. Hier 
ist jedoch aufgrund der komplizierten Verrechnung eine 
Reihe von Doppelzählungen enthalten, 

Daneben finanzieren sie verschiedene andere Sozialleistun­
gen : von der Sozialhüfe Uber die Behindertenhilfe bis hin zu 
Famälienleistungen in einzelnen Bundesländern und Pflege­
ausgaben Der Schwerpunkt liegt bei den Sachleistungen 
(auch im Rahmen der Pflegeheime und Pensionistenheime) 
Die Länder dürften insgesamt einschließlich der Transfers 
1994 mehr als 30 Mrd S für Sozialausgaben bereitgestellt 
haben 

Der rasche Anstieg der Sozialquote in den letzten Jahren 
hat die Ausgaben für die soziale Sicherheit in den Vorder­

grund der Überlegungen zur Budgetkonsolidierung ge­
rückt. Daher wurde schon bei der Erstellung des Bundes­
voranschlags 1995 ein „Sparpaket" verabschiedet (WIFO-
Monatsberichte, 1995, 68(1)), das in einigen Bereichen er­
hebliche Einschränkungen der Ausgaben vorsah. Die Fa-

Soz ia lausgaben und 
B u dget konsolidier ung 

milienbeihilfen wurden gekürzt, Selbstbehalte für Schulbü­
cher und Schülerfreifahrten eingeführt Auch im Bereich 
der Arbeitslosenversicherung wurden Einsparungen vor­
genommen Zugleich begannen die stark expansiven Ef­
fekte der Einführung des Pflegegeldes 1995 abzuklingen 

Diesen dämpfenden Maßnahmen auf der Ausgabenseite 
stehen jedoch zusätzliche Anforderungen gegenüber Die 
Berücksichtigung der Kindererziehungszeiten in der Pen­
sionsversicherung und die rasche Zunahme der Frühpen-
sionierungen erhöhten die Ausgaben in der Pensionsver­
sicherung zusätzlich, Gleichzeitig steigt das Bruttoin­
landsprodukt 1995 schwächer als 1994. Die Sozialquote 
wird daher vermutlich im laufenden Jahr zumindest auf 
dem Niveau von 1994 bleiben, möglicherweise sogar wei­
ter zunehmen 

Further Rise in Social Expenditure as a Ratio of GDP 
S u m m a r v 

In Austria, social expenditure (including social security, 
health and old-age care) by public authorities rose by 
7 4percent (at current prices) in 1994, to a level of 
Sch 668.6 billion Their ratio to GDP went up from 29 4 per-
cent in 1993 to 29 8 percent On this indicator, Austria holds 
a near-average position among EU member countries In 
Denmark, Sweden, Germany and France the social expendi-
ture/GDP ratio is higher, in the U K , Beigium and the south-
ern EU countries lower. 

More than half of the outlays on social welfare is accounted 
for by the social security administration, one quarter by the 
Federal government and about one-fifth by the Federai 
states and the local authorities. Expenditures concentrate 
on two major items: retirement benefits and health costs. 

Retirement benefit expenditure (including social security 
pensions and old-age benefits of public sector employees) 

amounted to Sch 312 4 billion in 1994 of which 
Sch 217,2 billion were paid out by the social security bodies 
Their annual increase by 4 1 percent was smaiier than in 
previous years, suggesting that earlier dampening mea-
sures (like the cost-of-living adjustment now being linked to 
the rise of net — and no longer of gross — wages and sala-
ries) have started taking effect. 

Health care outlays constitute the other major item. Health 
insurance expenditure rose to a total of Sch 107 billion in 
1994 ( + 6 6 percent). These are covered by insurance con-
tributions to about 88 percent The financing of hospitals 
(via insurance payments and transfers to the hospita! fund) 
required Sch 32.5 billion In addition, the Federal states and 
the municipalities as the major providers of funds for hospi­
tals paid some Sch 61 billion (although some double-count-
ing is included in thäs figure) 
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